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- E N T WU R F - 

Begründung 

 

Verordnung über Vorhaben nach dem Umweltgesetzbuch 

(Vorhaben-Verordnung - VorhabenV) 

 

 

A. Allgemeines 

 

Auf Grund von § 50 Abs. 2 und 3 und § 118 Abs. 1 und 2 des Ersten Buches Um-

weltgesetzbuch (UGB I) bestimmt die Bundesregierung, welche Vorhaben einer in-

tegrierten Vorhabengenehmigung bedürfen, und in welchen Fällen diese in einem 

vereinfachten Verfahren zu erteilen ist. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 und § 22 Abs. 2 des Fünften Buches Umweltgesetzbuch 

(UGB V) bestimmt die Bundesregierung darüber hinaus, welche Tätigkeiten dem An-

wendungsbereich des UGB V unterfallen, welche Treibhausgase erfasst werden und 

bei welchen Tätigkeiten mehrere Anlagen als einheitliche Anlage im Sinne des UGB V 

zusammengefasst werden können. 

 

Ein zentrales Element des UGB I zur Vereinheitlichung unterschiedlicher materieller 

Vorschriften und Verfahren aus dem geltenden Recht ist die integrierte Vorhabenge-

nehmigung (iVG). 

Welche Vorhaben in concreto einer iVG bedürfen und welche Größen- oder Schwel-

lenwerte jeweils zu einer Genehmigungsbedürftigkeit führen, wird nicht unmittelbar 

im Umweltgesetzbuch entschieden. Die konkrete Festlegung der Genehmigungsbe-

dürftigkeit erfolgt über die vorliegende Rechtsverordnung, die die jeweiligen Vorha-
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ben konstitutiv benennt. Die Festlegung der genehmigungsbedürftigen Vorhaben 

durch die Verordnung ist abschließend; soweit also ein Vorhaben nicht in der Verord-

nung aufgeführt ist, bedarf es keiner iVG. 

Für die danach genehmigungsbedürftigen Vorhaben wird durch die Verordnung nä-

her bestimmt, ob die integrierte Vorhabengenehmigung als Genehmigung oder als 

planerische Genehmigung zu erteilen ist, und ob hierfür ein Verfahren mit Öffentlich-

keitsbeteiligung oder ein vereinfachtes Verfahren durchzuführen ist. 

Des Weiteren konkretisiert die Verordnung den Anwendungsbereich der Vorschriften 

des Kapitels 2 Abschnitt 4 Erstes Buch Umweltgesetzbuch über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung und bestimmt in Anwendung der Kriterien des § 50 Abs. 2 und 3 in 

Verbindung mit Anlage 7 Erstes Buch Umweltgesetzbuch grundsätzlich, ob für die 

nach dieser Verordnung genehmigungsbedürftigen Vorhaben eine Umweltverträg-

lichkeitsprüfung zwingend oder abhängig vom Ergebnis einer allgemeinen oder 

standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen ist.  

Schließlich legt die Verordnung den Anwendungsbereich der Vorschriften des Fünften 

Buches Umweltgesetzbuch über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von 

Treibhausgasen fest und bestimmt grundsätzlich, auf welche der nach dieser Verord-

nung genehmigungsbedürftigen Vorhaben die Vorschriften des Fünften Buches Um-

weltgesetzbuch Anwendung finden. 

 

Der Anhang der Verordnung fasst die bisherigen Anhänge der Vierten Verordnung 

zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-

migungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV), des Gesetzes über den Handel mit Be-

rechtigungen zur Emission von Treibhausgasen (TEHG) sowie die Anlage 1 zum Ge-

setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) für die Vorhaben in einer ein-

heitlichen Liste zusammen, die im Rahmen einer integrierten Vorhabengenehmigung 

genehmigt werden sollen. 

Damit ist für einen Vorhabenträger auf einen Blick ersichtlich, welche genehmigungs-

rechtlichen Erfordernisse für ein bestimmtes Vorhaben zu erfüllen sind. In Fortfüh-

rung der mit dem Gesetz zur Reduzierung und Beschleunigung von immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470) 

begonnenen Verfahrensvereinfachungen, ist ein Genehmigungsverfahren mit Öffent-
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lichkeitsbeteiligung nur noch vorgesehen, soweit dies in Umsetzung der Richtlinie 

2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 über 

die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (kodifizier-

te Fassung) (ABl. EU Nr. L 24 S. 8; IVU-Richtlinie), sowie der Richtlinie 85/337/EWG 

des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 

öffentlichen und privaten Projekten (ABl. EG Nr. L 175 S. 40; UVP-Richtlinie), geän-

dert durch die Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 (ABl. EG Nr. L 73 S. 

5) und durch die Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates 

vom 26. Mai 2003 (ABl. EU Nr. L 156 S. 17) zwingend geboten ist. Bei der Umset-

zung von einzelnen Vorgaben des Anhangs II der UVP-Richtlinie wurde der bisherige 

Rechtszustand gewahrt. Für diejenigen dieser Einzelvorhaben ist weiterhin ein Ge-

nehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehen, bei denen davon 

auszugehen ist, dass eine Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls regelmäßig zu dem 

Ergebnis kommt, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfor-

derlich ist. In diesen Fällen würde die zusätzliche Anordnung einer Vorprüfung eine 

bürokratische Hürde darstellen, die daher vermieden werden soll. 

Darüber hinaus wurde in Anpassung an die technische Entwicklung das Genehmi-

gungserfordernis für wenige Einzelanlagen im Vergleich zur bislang geltenden 4. 

BImSchV neu eingeführt. Gleichzeitig konnte aber für einige kleinere Anlagen, die die 

Voraussetzungen des § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Erstes Buch Umweltgesetzbuch nicht 

mehr erfüllen, das Genehmigungserfordernis im Vergleich zur bislang geltenden 4. 

BImSchV aufgehoben werden. 

Die Zusammenfassung der bisherigen einzelnen Vorhabenlisten folgt in der Struktur 

der Anlage 1 zum UVPG. Die Tabelle ist fünfspaltig gegliedert. 

• Spalte a weist eine numerische Differenzierung der Vorhabenarten aus, die ei-

ne nach Art, Größe und Anforderungen eindeutige Zuordnung erlaubt. 

• Spalte b beschreibt die Vorhabenart mit weiteren Differenzierungen nach be-

stimmten Kriterien, insbesondere Größe oder Kapazitäten. 

• Spalte c kennzeichnet die Vorhaben, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

bedürfen, wie bisher gekennzeichnet durch die Buchstaben X (obligatorische 

UVP), A (allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) und S (standortbezogene 

Vorprüfung des Einzelfalls). 
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• Spalte d legt das Genehmigungsverfahren fest. Die Spaltenstruktur der bishe-

rigen Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen wird in der Zusam-

menfassung abgebildet durch die Buchstaben G (Genehmigung im Verfahren 

mit Öffentlichkeitsbeteiligung) und V (Genehmigung im vereinfachten Verfah-

ren). Darüber hinaus wird mit der Kennzeichnung (G) zum Ausdruck gebracht, 

dass die Genehmigung im Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu erteilen 

ist, soweit nach dem Ergebnis einer Vorprüfung des Einzelfalls eine UVP 

durchzuführen ist; ansonsten ist die Genehmigung, soweit es sich nicht um 

bestimmte wasserwirtschaftliche Vorhaben handelt, die nach Maßgabe des § 3 

Abs. 3 von dem Erfordernis einer integrierten Vorhabengenehmigung ausge-

nommen sind, grundsätzlich im vereinfachten Verfahren zu erteilen. 

Soweit für Vorhaben eine planerische Genehmigung erforderlich ist, tritt an die 

Stelle des Buchstaben G der Buchstabe P (Planerische Genehmigung im Ver-

fahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung). Korrespondierend zur Kennzeichnung 

(G) wird die Kennzeichnung (P) für die Vorhaben benutzt, für die wegen der 

Erforderlichkeit einer UVP nach dem Ergebnis einer Vorprüfung des Einzelfalls 

eine planerische Genehmigung im Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu 

erteilen ist; ansonsten kommt hier nach Maßgabe des § 118 Abs. 2 Satz 2 des 

Ersten Buches Umweltgesetzbuch eine integrierte Vorhabengenehmigung im 

vereinfachten Verfahren in Betracht. 

• Spalte e weist die Emissionshandelspflicht für Emissionen aus dem Betrieb 

gemäß dem Fünften Buch Umweltgesetzbuch aus. Einträge mit dem Buchsta-

ben E sind uneingeschränkt emissionshandelspflichtig. Die Kennzeichnung (E) 

bringt zum Ausdruck, dass die so gekennzeichneten Anlagen nur insoweit e-

missionshandelspflichtig sind, wie die installierte Feuerungswärmeleistung 

mehr als 20 MW beträgt. 

Darüber hinaus bedurfte es zur unveränderten Übertragung der Anlagen aus 

dem bisherigen Anhang 1 zum TEHG weiterer Detailabgrenzungen, die zur 

Wahrung der Lesbarkeit der Tabelle in Endnoten zu einzelnen Einträgen for-

muliert sind. 
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Soweit im besonderen Teil der Begründung nicht ausdrücklich dargestellt, erfolgt die 

Vereinheitlichung der Anhänge bzw. der Anlage ohne inhaltliche Änderung durch die 

Übernahme des geltenden Rechts. In Bezug auf nicht erneut begründete Nummern 

des Anhangs zur Vorhaben-Verordnung wird für Vorhaben nach dem geltenden An-

hang zur 4. BImSchV sowie für Vorhaben nach der Anlage 1 zum UVPG auf die Be-

gründung des Entwurfs für das „Gesetz vom 27. Juli 2001 zur Umsetzung der UVP-

Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umwelt-

schutz“ (BGBl. I 2001 S. 1950) in den Bundestagsdrucksachen 14/4599 vom 

14.11.2000 und 14/5750 vom 03.04.2001 verwiesen. 

 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen durch die Verordnung keine zusätzlichen 

Vollzugskosten. Mit der Verordnung wird im Wesentlichen der Anwendungsbereich 

der iVG des UGB I näher konkretisiert. Daher gilt, wie für das UGB I, auch für die 

vorliegende Verordnung, dass mit der Zusammenführung bisher getrennter, über 

unterschiedliche umweltrechtliche Fachgesetze verstreuter Regelungen der Vollzug 

umweltrechtlicher Vorschriften einfacher und effizienter wird. Auch wird sich mit der 

Einführung der integrierten Vorhabengenehmigung die Zahl der Zulassungsverfahren 

für umweltrelevante Vorhaben verringern. Dadurch werden die Vollzugsbehörden der 

Länder und Gemeinden entlastet. Die durch die Kodifikation des geltenden Umwelt-

rechts entstehenden Einarbeitungserfordernisse verursachen im Ergebnis keine zu-

sätzlichen Kosten für Bund, Länder und Gemeinden. Durch die vorgesehenen Ände-

rungen wird der Vollzug des Umweltrechts effizienter werden. Dadurch wird sich der 

o. g. Entlastungseffekt für die Umweltbehörden auf mittlere Sicht noch verstärken. 

Die Verordnung leistet hierzu durch Zusammenführung bislang in unterschiedlichen 

Fachgesetzen getroffener Regelungen ihren Beitrag. 

Soweit Bund, Länder oder Gemeinden selbst als Vorhabenträger tätig werden, ent-

stehen ebenfalls keine zusätzlichen Kosten; vielmehr werden sich auch hier die Effi-

zienzsteigerungen im Ergebnis positiv auswirken. 

 

Für die Wirtschaft sind die Regelungen des Verordnungsentwurfs – abgesehen von 

den Bürokratiekosten - weitgehend kostenneutral, da es sich im Wesentlichen um 

Kodifikation geltenden Rechts handelt. Eine Erhöhung des Preisniveaus, insbesondere 



 6

des Verbraucherpreisniveaus, ist deshalb keinesfalls zu erwarten. Ob und ggf. in wel-

chem Umfang sich eine Senkung der Bürokratiekosten auf das Preisniveau, insbe-

sondere das Verbraucherpreisniveau, auswirkt, kann derzeit nicht abgeschätzt wer-

den. 

 

Die Verordnung legt abschließend die nach dem Kapitel 2 des Ersten Buches Um-

weltgesetzbuch genehmigungsbedürftigen Vorhaben fest, bestimmt näher, welche 

Verfahren durchzuführen sind, und konkretisiert den Anwendungsbereich zahlreicher 

weiterer Vorschriften des Kapitels 2 Erstes Buch Umweltgesetzbuch. Die Verordnung 

hat damit auch Auswirkungen auf zahlreiche Informationspflichten insbesondere des 

Kapitels 2 Erstes Buch Umweltgesetzbuch; sie selbst enthält jedoch keine Informati-

onspflichten. Hinsichtlich der Bürokratiekosten nach dem Standardkosten-Modell 

(SKM) wird daher verwiesen auf die Begründung für das Erste Buch Umweltgesetz-

buch (A. Allgemeiner Teil, VII. Bürokratiekosten, 1. Unternehmen, 1.2 Kapitel 2, 

1.2.2 Zur Ermittlung der Bürokratiekosten aufgrund von Kapitel 2 nach Inkrafttreten 

des UGB I). 

 

Die Möglichkeit einer Befristung der Verordnung wurde geprüft. Im Ergebnis ist eine 

Befristung zu verneinen. Die vorgesehene Verordnung dient der Konkretisierung von 

unbefristet geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften. 

 

Eine gleichstellungspolitische Relevanz liegt nicht vor, da von der Verordnung keine 

unterschiedlichen unmittelbaren bzw. mittelbaren Auswirkungen auf Frauen und 

Männer zu erwarten sind. 
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B. Einzelne Vorschriften 

 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

 

Die Vorschrift beschreibt den Regelungszweck und bestimmt den Anwendungsbe-

reich der Verordnung. 

Nach Absatz 1 dient die Verordnung dazu, entsprechend § 50 Abs. 2 und 3 des Ers-

ten Buches Umweltgesetzbuch abschließend diejenigen Vorhaben zu bestimmen, die 

einer integrierten Vorhabengenehmigung nach den Vorschriften des Kapitels 2 Erstes 

Buch Umweltgesetzbuch bedürfen. Für die danach genehmigungsbedürftigen Vorha-

ben wird durch die Verordnung näher bestimmt, ob die integrierte Vorhabengeneh-

migung als Genehmigung oder als planerische Genehmigung zu erteilen ist, und ob 

hierfür ein Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder ein vereinfachtes Verfahren 

durchzuführen ist. 

Nach Absatz 2 konkretisiert die Verordnung zugleich den Anwendungsbereich der 

Vorschriften des Kapitels 2 Abschnitt 4 Erstes Buch Umweltgesetzbuch über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung und bestimmt in Anwendung der Kriterien des § 50 

Abs. 2 und 3 in Verbindung mit Anlage 7 Erstes Buch Umweltgesetzbuch grundsätz-

lich, ob für die nach dieser Verordnung genehmigungsbedürftigen Vorhaben eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung zwingend oder abhängig vom Ergebnis einer allge-

meinen oder standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen ist. Die 

Verordnung enthält keine Regelungen über die UVP-Pflichtigkeit von Vorhaben, die 

keiner integrierten Vorhabengenehmigung bedürfen; die insofern bestehenden Vor-

schriften zur Umsetzung der UVP-Richtlinie außerhalb des Umweltgesetzbuchs blei-

ben unberührt. 

Nach Absatz 3 konkretisiert die Verordnung des Weiteren den Anwendungsbereich 

der Vorschriften des Fünften Buches Umweltgesetzbuch über den Handel mit Berech-

tigungen zur Emission von Treibhausgasen und bestimmt grundsätzlich, auf welche 

der nach dieser Verordnung genehmigungsbedürftigen Vorhaben die Vorschriften des 

Fünften Buches Umweltgesetzbuch Anwendung finden. Die Verordnung enthält keine 
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Regelungen über die Anwendung des Fünften Buches Umweltgesetzbuch für Vorha-

ben, die keiner integrierten Vorhabengenehmigung bedürfen. 

 

 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

 

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1 den Begriff des Vorhabens im Sinne dieser Ver-

ordnung und verweist dafür auf die entsprechenden Vorschriften zur Begriffsbestim-

mung im Ersten Buch Umweltgesetzbuch. 

 

Absatz 2 stellt unter Bezugnahme auf die entsprechenden Vorschriften des Ersten 

Buches Umweltgesetzbuch klar, dass unter UVP-Pflicht eine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu verstehen ist, unabhängig davon, ob diese 

zwingend oder abhängig vom Ergebnis einer Vorprüfung des Einzelfalls durchzufüh-

ren ist. 

 

Durch § 2 werden ansonsten im Verordnungstext zur Klarstellung erforderliche Be-

zugnahmen auf die genannten Vorschriften des Ersten Buches Umweltgesetzbuch 

entbehrlich und damit die Lesbarkeit der Verordnung für den Rechtsanwender ver-

bessert. Zugleich wird die Transparenz der Vorschriften erhöht. So ist zur Erfassung 

der Regelungsintention durch den Normanwender ein Hinzuziehen der Vorschriften 

des Ersten Buches Umweltgesetzbuch nicht in jedem Einzelfall erforderlich. 

 

 

Zu § 3 (Genehmigungsbedürftige Vorhaben) 

 

Die Vorschrift bestimmt in Verbindung mit dem Anhang abschließend diejenigen Vor-

haben, die einer integrierten Vorhabengenehmigung nach den Vorschriften des Kapi-

tels 2 Erstes Buch Umweltgesetzbuch bedürfen. Sie regelt auch Ausnahmen vom Ge-

nehmigungserfordernis. 

 

Absatz 1 regelt, entsprechend dem bisher geltenden § 1 Abs. 1 Satz 1, erster Halb-

satz der 4. BImSchV, zunächst die grundsätzliche Genehmigungspflicht für alle in 
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Spalte b des Anhangs genannten Vorhaben nach den Vorschriften des Kapitels 2 Ers-

tes Buch Umweltgesetzbuch.  

 

Absatz 2 sieht besondere Regelungen für solche Vorhabensarten vor, für die in Spal-

te b des Anhangs bestimmte Leistungsgrenzen oder Vorhabensgrößen genannt sind. 

Satz 1 stellt insoweit zunächst klar, dass nicht auf den vom Vorhabenträger beabsich-

tigten, sondern auf den rechtlich und technisch möglichen Umfang abzustellen ist. 

Dies entspricht dem bisher geltenden § 1 Abs. 1 Satz 4 der 4. BImSchV. 

Satz 2 Halbsatz 1 sieht vor, dass abweichend von Absatz 1 Satz 1 eine integrierte 

Vorhabengenehmigung auch dann erforderlich ist, wenn die in Spalte b des Anhangs 

bestimmte Leistungsgrenze oder Vorhabensgröße zwar nicht durch das Vorhaben 

allein, jedoch nach § 85 des Ersten Buches Umweltgesetzbuch über kumulierende 

Vorhaben mit anderen Vorhaben derselben Art desselben oder eines anderen Vorha-

benträgers zusammen erreicht oder überschritten wird und auf Grund dieser Kumula-

tion eine UVP-Pflicht – erforderlichenfalls nach dem positiven Ergebnis einer Vorprü-

fung - besteht. Durch den Verweis wird sichergestellt, dass mit der Verordnung sämt-

liche Fallgestaltungen erfasst werden, die einer integrierten Vorhabengenehmigung 

bedürfen. Diese Regelung beruht auf der Rechtsverordnungsermächtigung in § 50 

Abs. 2 und 3 des Ersten Buches Umweltgesetzbuch, da es um Vorhaben geht, die 

aufgrund ihres Standortes, nämlich der Nachbarschaft zu Vorhaben gleicher Art am 

Standort des Vorhabens, erhebliche Umweltauswirkungen haben können. 

In Satz 2 Halbsatz 2 ist allerdings eine Ausnahme von der Regelung in Halbsatz 1 

vorgesehen. Soweit Vorhaben, die unterhalb der Schwellenwerte für eine Vorprüfung 

des Einzelfalls oder eine standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls liegen, auf-

grund von Kumulation UVP-pflichtig werden, bedürften sie dann keiner iVG, wenn die 

Länder für diesen Fall ein anderes – landesrechtliches - Zulassungsverfahren (bei-

spielsweise ein Baugenehmigungsverfahren oder ein entsprechendes Zulassungsver-

fahren) vorsehen. Mit dieser Regelung kommt der Bund der Verpflichtung aus der 

UVP-Richtlinie nach, für UVP-pflichtige Vorhaben ein geeignetes Trägerverfahren zur 

Verfügung zu stellen. Gleichzeitig werden den Ländern eigene Regelungsspielräume 

für kleine Vorhaben, die bisher keiner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 

bedürfen, eröffnet.   
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Zur Begründung von Absatz 3 wird auf die Begründung zu § 50 Abs. 4 des Ersten 

Buches Umweltgesetzbuch verwiesen. 

 

Absatz 4 trifft eine Sonderregelung für nur kurzfristig am selben Ort betriebene Anla-

gen. Entsprechend der bisher in § 1 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz der 4. BImSchV 

vorgesehenen Ausnahme werden solche Anlagen von der Genehmigungspflicht aus-

genommen. Wie bisher in § 1 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über genehmigungsbe-

dürftige Anlagen geregelt, gilt nach Satz 2 diese Privilegierung nicht für Anlagen zur 

Verwertung und Beseitigung von Abfällen und sonstigen Stoffen, die nicht der Be-

handlung am Entstehungsort dienen. Nach Satz 3 gilt die Privilegierung auch nicht 

für Vorhaben, die einer UVP bedürfen. Damit wird sichergestellt, dass für derartige 

Vorhaben ein „Trägerverfahren“ für die UVP zur Verfügung steht. Satz 4 stellt klar, 

dass über die bisherige Rechtslage hinaus auch Gewässerbenutzungen, die nach § 49 

Erstes Buch Umweltgesetzbuch gemeinsam mit einer Anlage als ein Vorhaben erfasst 

werden, nicht aufgrund der in Satz 1 für die Errichtung und den Betrieb der Anlage 

getroffenen Regelung von dem Erfordernis präventiver behördlicher Kontrolle in ei-

nem Zulassungsverfahren befreit werden. 

 

Absatz 5 trifft eine Sonderregelung für Anlagen, die der Forschung, Entwicklung oder 

Erprobung neuer Einsatzstoffe, Brennstoffe, Erzeugnisse oder Verfahren im Labor- 

oder Technikumsmaßstab dienen. Satz 1 entspricht dem bisherigen § 1 Abs. 6 der 4. 

BImSchV, wonach solche Anlagen von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind. 

Die Freistellung von der Genehmigungspflicht soll einen Beitrag zur Sicherung des 

Standortes Deutschland leisten, indem Forschung, Entwicklung und Erprobung nicht 

die vorherige Durchführung von Genehmigungsverfahren voraussetzen. Wie die bis-

herige Regelung bleibt die Vorschrift auf Anlagen beschränkt. Mit der erstmals einge-

führten Legaldefinition „Forschungsanlagen“ sollen die bezeichneten Anlagen künftig 

deutlicher von den bereits bisher definierten und nachfolgend in § 5 Abs. 8 geregel-

ten „Versuchsanlagen“ abzugrenzen sein. Für Versuchsanlagen, die die engen Krite-

rien für Forschungsanlagen nicht erfüllen, und daher nicht vom Genehmigungserfor-

dernis freigestellt sind, ist in § 5 Abs. 8 eine Verfahrenserleichterung vorgesehen. 
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Satz 2 beschränkt klarstellend die Freistellung der Forschungsanlagen vom Genehmi-

gungserfordernis auf solche Fälle, in denen keine UVP-Pflicht besteht. Der im zweiten 

Halbsatz erfolgende Verweis auf § 86 Erstes Buch Umweltgesetzbuch, aus dem sich 

Erleichterungen hinsichtlich der Umweltverträglichkeitsprüfung für Entwicklungs- und 

Erprobungsvorhaben im Sinne des § 86 Erstes Buch Umweltgesetzbuch ergeben kön-

nen, hat ebenfalls klarstellende Funktion und soll eine vollständige Erfassung der 

maßgeblichen Vorschriften durch den Rechtsanwender sicherstellen. Satz 3 stellt – 

entsprechend Absatz 4 Satz 4 - klar, dass Gewässerbenutzungen, die nach § 49 Ers-

tes Buch Umweltgesetzbuch gemeinsam mit einer Anlage als ein Vorhaben erfasst 

werden, nicht aufgrund der in Satz 1 für Forschungsanlagen getroffenen Regelung 

von dem Erfordernis präventiver behördlicher Kontrolle in einem Zulassungsverfahren 

befreit werden. 

 

 

Zu § 4 (Vorhabensumfang; gemeinsame Anlagen) 

 

Die Vorschrift bestimmt, auf welche Gegenstände sich das Genehmigungserfordernis 

erstreckt, und welche Bedeutung mehrere Vorhabensteile oder nachträgliche Erwei-

terungen bestehender Vorhaben auf das Genehmigungserfordernis sowie auf die An-

zahl der erforderlichen Genehmigung haben. 

 

Absatz 1 Satz 1 regelt zunächst lediglich für Anlagen, dass sich das Genehmigungser-

fordernis sowohl auf den Anlagenkern – also auf Anlagenteile und Verfahrensschritte, 

die zur bestimmungsgemäßen Durchführung notwendig sind – als auch auf Neben-

einrichtungen – insbesondere auch auf Gebäude, Maschinen, Geräte, Rohrleitungen 

und sonstige Einrichtungen, die im Verhältnis zum Anlagenkern eine dienende Funk-

tion haben - erstreckt. Nebeneinrichtungen werden vom Genehmigungserfordernis 

erfasst, sofern sie umweltrelevant sind und in einem räumlichen und betriebstechni-

schen Zusammenhang mit dem Anlagenkern stehen. Diese Regelung entspricht dem 

bisherigen § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV. Insoweit bleibt auch die bislang zu § 1 Abs. 2 

der 4. BImSchV ergangene Rechtsprechung in vollem Umfang anwendbar. Dies be-

deutet insbesondere, dass Nebeneinrichtungen auf die Haupteinrichtung ausgerichtet 
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sein und ihr gegenüber eine untergeordnete, dienende Funktion aufweisen müssen. 

Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt, wenn eine Einrichtung einer Mehrzahl von 

Anlagen dient und damit nicht mehr auf einzelne Anlagen ausgerichtet ist. In diesen 

Fällen fehlt es ihr an der untergeordneten Stellung, und sie kann der Hauptanlage 

nicht mehr zugerechnet werden (BVerwGE 69, 351 ff.). Dies kann etwa bei zentralen 

Abwasser- oder Abwasserbehandlungsanlagen der Fall sein, an die diverse Produkti-

onsanlagen an einem Industriestandort ihr Abwasser abgeben. Satz 2 erstreckt diese 

Regelung auch auf die übrigen Vorhabenarten, wobei hinsichtlich der Erstreckung auf 

Nebeneinrichtungen anstelle des lediglich bei Anlagen denkbaren betriebstechnischen 

Zusammenhangs ein entsprechender funktionaler Zusammenhang zwischen dem 

Vorhabenkern und diesem dienenden Nebeneinrichtungen erforderlich ist. 

 

Absatz 2 stellt, beschränkt auf Anlagen, sicher, dass es im Hinblick auf das Genehmi-

gungserfordernis unerheblich ist, ob Freisetzungen an einem bestimmten Standort 

von einer Anlage oder von mehreren Anlagen desselben Betreibers und derselben 

Art, die in einem engen räumlichen und betrieblichen Zusammenhang stehen, aus-

gehen. Die Vorschrift verhindert eine Umgehung des Genehmigungserfordernisses 

durch Aufteilung der beabsichtigten Leistung oder Kapazität auf mehrere kleinere 

oder Teilanlagen und stellt zugleich sicher, dass für die gemeinsame Anlage lediglich 

eine integrierte Vorhabengenehmigung erforderlich ist. Die Regelung entspricht dem 

bisherigen § 1 Abs. 3 der 4. BImSchV. 

 

Absatz 3 regelt, dass für mehrere Vorhaben unterschiedlicher Art, Größe und Bedeu-

tung, die jeweils für sich gesehen genehmigungsbedürftig wären, grundsätzlich ledig-

lich eine integrierte Vorhabengenehmigung für das umfassende Gesamtvorhaben 

erforderlich ist. Diese Verfahrenserleichterung entspricht dem bisherigen § 1 Abs. 4 

der 4. BImSchV, allerdings erweitert auf alle Vorhabenarten, die einer integrierten 

Vorhabengenehmigung bedürfen.  

 

Absatz 4 bestimmt für den Fall, in dem ein bestehendes, bis dahin nicht genehmi-

gungsbedürftiges Vorhaben durch Erweiterung die für die Genehmigungspflicht maß-

gebende Leistungsgrenze oder Vorhabengröße erstmals überschreitet, dass das ge-
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samte Vorhaben einer integrierten Vorhabengenehmigung bedarf. Während bei Än-

derung bereits genehmigter Vorhaben lediglich die Auswirkungen der vorgesehenen 

Änderung geprüft werden, wird hierdurch sichergestellt, dass das gesamte Vorhaben 

zumindest einmal Gegenstand einer behördlichen Prüfung wird. Die Regelung ent-

spricht dem bisherigen § 1 Abs. 5 der 4. BImSchV, allerdings erweitert auf alle 

Vorhabenarten, die einer integrierten Vorhabengenehmigung bedürfen. 

 

Absatz 5 stellt deklaratorisch klar, dass eine UVP-Pflicht – im Sinne von § 2 Abs. 2 - 

durch die Absätze 1 bis 4 unberührt bleibt. 

 

 

Zu § 5 (Zuordnung zu den Genehmigungs- und Verfahrensarten) 

 

Die Vorschrift bestimmt, welche Vorhaben der integrierten Vorhabengenehmigung 

einer Genehmigung nach den Vorschriften des Kapitels 2 Abschnitt 2 oder einer pla-

nerischen Genehmigung nach den Vorschriften des Kapitels 2 Abschnitt 3 Erstes Buch 

Umweltgesetzbuch bedürfen. Sie regelt ferner, ob die integrierte Vorhabengenehmi-

gung in einem Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder in einem vereinfachten 

Verfahren zu erteilen ist. 

 

Absatz 1 bestimmt in Verbindung mit Spalte d des Anhangs zunächst grundsätzlich, 

ob die in Spalte b des Anhangs genannten Vorhaben der Genehmigung oder der pla-

nerische Genehmigung bedürfen. Danach ist die integrierte Vorhabengenehmigung 

für Vorhaben, die mit dem Eintrag „G“, „(G)“ oder „V“ gekennzeichnet sind, als Ge-

nehmigung zu erteilen, für Vorhaben mit dem Eintrag „P“ oder „(P)“ als planerische 

Genehmigung. 

 

Absatz 2 bestimmt für die in Spalte b des Anhangs genannten Vorhaben, die der in-

tegrierten Vorhabengenehmigung als (nicht-planerischer) Genehmigung nach den 

Vorschriften des Kapitels 2 Abschnitt 2 Erstes Buch Umweltgesetzbuch bedürfen, e-

benfalls in Verbindung mit Spalte d des Anhangs grundsätzlich, ob die Genehmigung 

in einem vereinfachten Verfahren oder in einem Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteili-
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gung zu erteilen ist. Danach ist eine Genehmigung für Vorhaben, die mit dem Eintrag 

„G“ gekennzeichnet sind, im Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu erteilen, für 

Vorhaben mit dem Eintrag „V“ in einem vereinfachten Verfahren. Für Vorhaben, die 

mit dem Eintrag „(G)“ gekennzeichnet sind, ist die Genehmigung dann im Verfahren 

mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu erteilen, wenn auf Grund des Ergebnisses einer Vor-

prüfung des Einzelfalls eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Durch 

Satz 2 erfolgt die Klarstellung, dass ein vereinfachtes Verfahren auch dann nicht 

durchgeführt werden darf, wenn das Vorhaben, insbesondere wegen der Vorschrift 

über kumulierende Vorhaben des Ersten Buches Umweltgesetzbuch, einer UVP be-

darf. Nach § 2 Abs. 2 bestimmt sich der Begriff UVP-Pflicht nach den §§ 81 bis 86 

des Ersten Buches Umweltgesetzbuch und umfasst auch die Fälle, in denen aufgrund 

einer Vorprüfung oder standortbezogenen Vorprüfung eine UVP-Pflicht im Einzelfall 

festgestellt wird. § 5 Abs. 2 entspricht dem bisherigen § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a 

und c der 4. BImSchV.  

 

Absatz 3 weist die Vorhaben, die der planerischen Genehmigung nach den Vorschrif-

ten des Kapitels 2 Abschnitt 3 Erstes Buch Umweltgesetzbuch bedürfen, dem verein-

fachten Verfahren oder dem Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu. Danach ist 

eine planerische Genehmigung für Vorhaben, die mit dem Eintrag „P“ gekennzeichnet 

sind, im Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu erteilen. Für Vorhaben, die mit 

dem Eintrag „(P)“ gekennzeichnet sind, kann die planerische Genehmigung dann im 

vereinfachten Verfahren erteilt werden, wenn auf Grund des Ergebnisses einer Vor-

prüfung des Einzelfalls keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Die 

Regelung entspricht der in Absatz 2 für Vorhaben, die der integrierten Vorhabenge-

nehmigung als (nicht-planerischer) Genehmigung bedürfen, getroffenen Regelung. 

Abweichend von Absatz 2, der in Verbindung mit dem Anhang für die Genehmigung 

die Verfahrensart bindend zuweist, steht die Durchführung eines vereinfachten Ver-

fahrens für Vorhaben, die einer planerischen Genehmigung bedürfen, jedoch im Er-

messen der Behörde; zudem müssen nach § 118 Abs. 2 Satz 2 Erstes Buch Umwelt-

gesetzbuch weitere Voraussetzungen vorliegen: Rechte Dritter dürfen nicht oder 

nicht ohne deren ausdrückliches, schriftliches Einverständnis wesentlich beeinträch-

tigt werden und mit den Trägern berührter, öffentlicher Belange muss Einvernehmen 
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erzielt werden. Zugleich konkretisiert sie in Verbindung mit den Einträgen „P“ bzw. 

„(P)“, ob für das jeweilige Vorhaben ein Absehen von der Öffentlichkeitsbeteiligung 

grundsätzlich in Frage kommt, da das vereinfachte Verfahren für die mit dem Eintrag 

„P“ gekennzeichneten Vorhaben bereits grundsätzlich ausgeschlossen ist. Hierdurch 

ergibt sich aus der in Absatz 3 getroffenen Regelung in Verbindung mit der Kenn-

zeichnung in Spalte d des Anhangs eine erhöhte Transparenz für den Rechtsanwen-

der. Durch Satz 2 erfolgt die Klarstellung, dass ein vereinfachtes Verfahren auch 

dann nicht durchgeführt werden darf, wenn das Vorhaben, insbesondere wegen der 

Vorschrift über kumulierende Vorhaben, § 85 des Ersten Buches Umweltgesetzbuch, 

einer UVP bedarf. 

 

Absatz 4 überträgt die in § 3 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Erfordernisses einer Ge-

nehmigung getroffene Regelung auf die Zuweisung einer Verfahrensart. Für Vorha-

bensarten, für die in Spalte b des Anhangs bestimmte Leistungsgrenzen oder Vorha-

bensgrößen genannt sind, ist für die Frage der Erforderlichkeit der Öffentlichkeitsbe-

teiligung nicht auf den vom Vorhabenträger beabsichtigten, sondern auf den recht-

lich und technisch möglichen Umfang abzustellen. Die Regelung entspricht dem bis-

herigen § 2 Abs. 1 Satz 2 der 4. BImSchV. 

 

Absatz 5 regelt entsprechend einem allgemeinen Rechtsgrundsatz den grundsätzli-

chen Vorrang der spezielleren Vorhabensbezeichnung für den Fall, dass ein Vorhaben 

vollständig verschiedenen Vorhabensbezeichnungen im Anhang der Verordnung zu-

geordnet werden kann und entspricht dem bisherigen § 2 Abs. 2 der 4. BImSchV. 

 

Absatz 6 regelt diejenigen Fallkonstellationen, in denen sich ein Vorhaben, das ledig-

lich einer integrierten Vorhabengenehmigung bedarf, aus mehreren Vorhaben des 

Anhangs zusammensetzt, für die im Hinblick auf die Genehmigungsart, auf die Ver-

fahrensart oder in Bezug auf beide Zuordnungen unterschiedliche Regelungen getrof-

fen sind, wobei § 3 Absatz 2 Satz 1 unberührt bleibt. In diesen Fällen sollen jeweils 

die Genehmigungsart und die Verfahrensart zum Tragen kommen, die in Bezug auf 

die Rechtswirkungen und die Öffentlichkeitsbeteiligung die weitergehende Regelung 

darstellt. Die entsprechende, bislang in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b der 4. BImSchV für 
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die Verfahrensart getroffene Bestimmung wird durch Absatz 6 Satz 2 entsprechend 

übernommen. In Absatz 6 Satz 1 wird diese Regelung allerdings auch auf die Zuord-

nung der Genehmigungsart erstreckt; dies war in der Vorgängervorschrift nicht er-

forderlich, weil für Vorhaben nach der 4. BImSchV keine planerischen Genehmigun-

gen vorgeschrieben sind. Die Vorschrift gewährleistet damit eine größtmögliche 

Rechtssicherheit für den Vorhabenträger. Satz 3 stellt klar, dass sich der Umfang des 

zusammengesetzten Vorhabens nach § 4 Abs. 1 bestimmt. So ist beispielsweise nach 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 zu beurteilen, ob eine Gewässerbenutzung, die einem Gewässer-

ausbau nachfolgt (z. B. Betreiben von Fischzucht in einem Teich, der zuvor angelegt 

wurde), Teil des Gewässerausbaus ist. In dem genannten Beispiel ist dies zu vernei-

nen, weil der Gewässerbenutzung keine untergeordnete und dienende Funktion ge-

genüber dem Gewässerausbau zukommt. 

 

Absatz 7 Satz 1 stellt klar, dass bei Durchführung weiterer Teilvorhaben oder sonsti-

ger Erweiterungen eines Vorhabens für die Zuordnung zu der Genehmigungs- und 

der Verfahrensart nicht lediglich die Erweiterung als solche, sondern die im Ergebnis 

insgesamt zugelassene Leistung oder Größe des Vorhabens maßgeblich ist. Hierdurch 

wird eine Umgehung einer weiterreichenden Genehmigungs- und Verfahrensart 

durch sukzessive Erweiterung eines Vorhabens ausgeschlossen. Die Regelung ent-

spricht – wie zu Absatz 6 dargelegt erweitert hinsichtlich der Genehmigungsart – der 

bislang für die Verfahrensart in § 2 Abs. 4 der 4. BImSchV getroffenen Regelung. 

Durch Satz 2 erfolgt die Klarstellung, dass ein vereinfachtes Verfahren nicht durchge-

führt werden darf, wenn die Erweiterung des Vorhabens als solche, insbesondere 

wegen der Vorschrift über kumulierende Vorhaben, § 85 des Ersten Buches Umwelt-

gesetzbuch, einer UVP bedarf. 

 

Absatz 8 sieht eine Sonderregelung vor für Anlagen, die ausschließlich oder überwie-

gend der Entwicklung und Erprobung neuer Verfahren, Einsatzstoffe, Brennstoffe 

oder Erzeugnisse dienen. Für diese – zeitlich begrenzten - Versuchsanlagen, sofern 

sie nicht bereits die engeren Voraussetzungen für eine Freistellung vom Genehmi-

gungserfordernis als Forschungsanlagen nach § 3 Abs. 4 erfüllen, also insbesondere 

auch, wenn sie über den Labor- oder Technikumsmaßstab hinausgehen, schafft Satz 



 17

1 durch Absehen von der Öffentlichkeitsbeteiligung eine Verfahrenserleichterung. 

Durch Satz 2 erster Halbsatz erfolgt erneut die Klarstellung, dass ein vereinfachtes 

Verfahren nicht durchgeführt werden darf, wenn das Vorhaben einer UVP bedarf. 

Satz 2 zweiter Halbsatz stellt deklaratorisch klar, dass bei der Prüfung, ob das Ver-

fahren einer UVP bedarf, auch die durch § 86 Abs. 1 Erstes Buch Umweltgesetzbuch 

unter bestimmten Voraussetzungen für Entwicklungs- und Erprobungsvorhaben im 

Sinne der UVP-rechtlichen Bestimmungen eingeräumte Möglichkeit des Absehens von 

einer UVP zu berücksichtigen sind. Nach Satz 3 ist auch über die Änderung des Ent-

wicklungs- oder Erprobungszwecks einer bereits genehmigten Versuchsanlage im 

vereinfachten Verfahren zu entscheiden. Insgesamt soll Absatz 8 einen Beitrag zur 

Sicherung des Standortes Deutschland leisten. Die Vorschrift entspricht der bislang in 

§ 2 Abs. 3 der 4. BImSchV getroffenen Regelung; durch ausdrücklichen Bezug auf 

die Vorschriften zur UVP-Pflicht wird der für Versuchsanlagen geltende Rechtsrahmen 

zur Bestimmung der Verfahrensart für den Rechtsanwender transparent; hierdurch 

ergeben sich gegenüber der bisherigen Rechtslage keine Änderungen. 

 

Absatz 9 schafft eine Verfahrenserleichterung für Deponien, die ausschließlich oder 

überwiegend der Entwicklung und Erprobung neuer Verfahren dienen. Dies ent-

spricht im Wesentlichen der in Absatz 8 für Anlagen vorgesehenen Erleichterung, 

wobei Satz 1, erster Halbsatz und Satz 2 nach Gefährlichkeit differenzierte, und ge-

genüber Anlagen nach Absatz 8 verkürzte Zeiträume für eine befristete Genehmigung 

vorsehen. Die Vorschrift entspricht für die hier geregelten Vorhaben den bislang in § 

31 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 KrW-/AbfG getroffenen Regelungen. Dementspre-

chend müssen für solche Vorhaben auch die Voraussetzungen des § 118 Abs. 2 Satz 

2 des Ersten Buches Umweltgesetzbuch vorliegen. 

 

 

Zu § 6 (UVP-pflichtige Vorhaben) 

 

Die Vorschrift bestimmt in Verbindung mit dem Anhang diejenigen Vorhaben, die 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des Kapitels 2 Erstes Bu-

ch Umweltgesetzbuch bedürfen. Danach ist für Vorhaben, die in Spalte c des An-

hangs mit dem Eintrag „X“ gekennzeichnet sind, grundsätzlich eine UVP durchzufüh-
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ren. Für Vorhaben, die in Spalte c des Anhangs mit dem Eintrag „A“ oder „S“ ge-

kennzeichnet sind, ist eine UVP in Abhängigkeit vom Ergebnis der Vorprüfung des 

Einzelfalls durchzuführen, wobei für Vorhaben, die mit dem Eintrag „S“ gekennzeich-

net sind, eine Vorprüfung nur dann durchgeführt werden muss, wenn das Vorhaben 

an einem sensiblen Standort im Sinne von Nummer 2 der Anlage 7 zum Ersten Buch 

Umweltgesetzbuch verwirklicht werden soll. 

Durch den zweiten Halbsatz wird insbesondere klargestellt, dass für die Frage der 

UVP-Pflicht nicht allein auf Größen- oder Leistungswerte des durch den Vorhabenträ-

ger beantragten Vorhabens abzustellen ist, sondern auch die Kumulation mehrerer 

Vorhaben nach § 85 Erstes Buch Umweltgesetzbuch zu berücksichtigen ist, und dass 

für Vorhaben, die ausschließlich oder überwiegend der Entwicklung und Erprobung 

neuer Verfahren oder die der Verteidigung dienen, nach § 86 des Ersten Buches 

Umweltgesetzbuch Abweichendes gelten kann.  

Die Vorschrift enthält keine Regelungen über die UVP-Pflicht für Vorhaben, die keiner 

integrierten Vorhabengenehmigung bedürfen. 

 

 

Zu § 7 (Anwendung des Fünften Buches Umweltgesetzbuch) 

 

Die Vorschrift bestimmt in Verbindung mit dem Anhang, auf welche der in Spalte b 

des Anhangs aufgeführten Vorhaben die Vorschriften des Fünften Buches Umweltge-

setzbuch anwendbar sind. 

Danach sind Vorhaben, die in Spalte e des Anhangs mit dem Eintrag „E“ gekenn-

zeichnet sind, grundsätzlich nach den Vorschriften des Fünften Buches Umweltge-

setzbuch emissionshandelspflichtig. Vorhaben, die in Spalte e des Anhangs mit dem 

Eintrag „(E)“ gekennzeichnet sind, sind emissionshandelspflichtig, soweit die instal-

lierte Feuerungswärmeleistung mehr als 20 MW beträgt.  

Die Vorschrift enthält keine Regelungen über die Anwendung des Fünften Buches 

Umweltgesetzbuch für Vorhaben, die keiner integrierten Vorhabengenehmigung be-

dürfen. 

Der Anwendungsbereich des Fünften Buches Umweltgesetzbuch ist bei den genann-

ten Vorhaben auf den Ausstoß von Kohlendioxid beschränkt. Diese Einschränkung 

ergab sich bisher unmittelbar aus Anhang 1 TEHG. 
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Zu § 8 (Einheitliche Anlage nach § 22 des Fünften Buches Umweltgesetz-

buch) 

 

Die Vorschrift bestimmt, welche Vorhaben unter den Voraussetzungen des § 22 Abs. 

1 des Fünften Buches Umweltgesetzbuch als einheitliche Anlage zusammengefasst 

werden können. Nach der bisherigen Regelung des § 25 TEHG war die Möglichkeit 

für Tätigkeiten nach Nr. VI bis IXb des Anhangs 1 TEHG vorgesehen. Dem entspricht 

nunmehr die Regelung, dass mehrere Anlagen nach den Nummern 1.11.1, 3.1.1, 

3.2.1, 3.2.2.1, 3.6.1, 3.7, 3.9.1, 4.4.1 und 4.4.2 des Anhangs als einheitliche Anlage 

zusammengefasst werden können. Neu aufgenommen wurden Anlagen nach Nr. 

4.1.1, die erst seit der Zuteilungsperiode 2008 bis 2012 vom Anwendungsbereich des 

Fünften Buches Umweltgesetzbuch erfasst sind. 

 

 

Zu § 9 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
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Zum Anhang 

 

1. Wärmeerzeugung, Bergbau und Energie 

 

Nummer 1.1 

In Nummer 1.1 wurden bei der Zusammenführung der Anlage 1 zum UVPG und des 

Anhangs der 4. BImSchV der Schwellenwert für eine zwingende UVP angeglichen und 

damit abgesenkt. 

 

Nummern 1.2 bis 1.5 

Die bisherigen Nummern 1.2 bis 1.5 des Anhangs zur 4. BImSchV wurden systema-

tisch neu gegliedert. In Nummer 1.2 werden alle Feuerungsanlagen mit einer Feue-

rungswärmeleistung von weniger als 50 MW zur Erzeugung von Strom, Dampf oder 

Wärme zusammengefasst. Dabei umfassen die Teil-Nummern 1.2.1, 1.2.2 und 1.2.3 

den Einsatz der bisher unter der Nummer 1.2 (alt) aufgelisteten Brennstoffe; Teil-

Nummer 1.2.4 umfasst den Einsatz der bisher unter Nummer 1.3 (alt) genannten 

sonstigen Brennstoffe. 

Die Nummern 1.4 und 1.5 des Anhangs zur 4. BImSchV wurden zur Nummer 1.4 

(neu) zusammengefasst, da die Regelungen für den Antrieb von Arbeitsmaschinen 

für Verbrennungsmotoranlagen und Gasturbinenanlagen im Übrigen inhaltsgleich 

sind. 

 

Nummer 1.6 

Die gegenüber dem Anhang zur 4. BImSchV neue Anlagenbezeichnung erfasst Anla-

gen zur Nutzung von Windenergie zur Stromerzeugung; diese Bezeichnung über-

nimmt die Begriffsbestimmung Windfarm aus der UVP-Richtlinie und aus der Anlage 

1 zum UVPG. Innerhalb der Anlagenbezeichnung wird nach der Anzahl der Einzelag-

gregate (Generatoren) differenziert. Wie bisher sind bereits die Errichtung und der 

Betrieb eines einzelnen Generators genehmigungsbedürftig. An der auf Grund einer 

Vorgabe des Völkerrechts (vgl. Zweites Espoo-Vertragsgesetz, BGBl. II 2006 S. 224) 

bestehenden zwingenden UVP-Pflicht in Nummer 1.6.1 wird festgehalten. 
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Nummer 1.13 

Unter diese Anlagenbezeichnung fallen neu Anlagen zur Erzeugung von Biogas; die in 

Übereinstimmung mit den Kriterien des § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Erstes Buch Um-

weltgesetzbuch der Genehmigung bedürfen. Damit wird der durch die Förderung auf 

Grund des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes initiierten und zunehmenden Errichtung 

solcher Anlagen Rechnung getragen. Daher sollen künftig auch Biogasanlagen, die 

keine Abfälle vergären, sondern zum Beispiel Gülle aus landwirtschaftlichen Betrie-

ben, die zum Zwecke der Biogaserzeugung abgegeben wird, oder nachwachsende 

Rohstoffe, die zum Zwecke der Biogaserzeugung angebaut werden, ab der genann-

ten Schwelle von 1 MW genehmigungspflichtig werden, auch wenn sie nicht von den 

Nr. 1.2.2 oder 1.4.1 des Anhangs erfasst werden. Der Schwellenwert der Genehmi-

gungsbedürftigkeit orientiert sich nach Art und Höhe an dem durch Gesetz zur Redu-

zierung und Beschleunigung von immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-

ren vom 23. Oktober 2007 eingeführten Schwellenwert für Anlagen zur Erzeugung 

sonstiger Gase. Der Schwellenwert ist als Leistungsäquivalent formuliert und nimmt 

Bezug auf entsprechend festgelegte Schwellenwerte bei Feuerungsanlagen. 

 

 

2. Steine und Erden, Glas, Keramik, Baustoffe 

 

Nummer 2.4 

Mit der gegenüber dem Anhang zur 4. BImSchV neuen Beschreibung der Anlagenart 

wird dem Umstand Rechnung getragen, dass zur Herstellung von Branntkalk neben 

Kalkstein auch Dolomit oder Magnesit eingesetzt werden können; dies entspricht 

auch dem Verständnis der IVU-Richtlinie, die den Begriff „Kalkstein“ umfassend – 

einschließlich Dolomit oder Magnesit – versteht. 

 

Nummer 2.10 

Durch die gegenüber dem Anhang zur 4. BImSchV erfolgte Aufnahme des Klammer-

zusatzes werden Anlagen zum Blähen von Ton europarechtskonform den Anlagen 

zum Brennen keramischer Erzeugnisse zugerechnet. In Abkehr von der bisherigen 
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Praxis orientiert sich das Genehmigungserfordernis im Verfahren mit Öffentlichkeits-

beteiligung entsprechend der IVU-RL an der Produktionsleistung. Für kleinere Anla-

gen, für die die Genehmigung im vereinfachten Verfahren erteilt werden kann, wer-

den die bisherigen Kriterien Ofengröße und Besatzdichte beibehalten und insbeson-

dere kleine Familienbetriebe und kunsthandwerkliche Betriebe vom Genehmigungser-

fordernis freigestellt. 

 

 

3. Stahl, Eisen und sonstige Metalle einschließlich Verarbeitung 

 

Nummern 3.7 und 3.8 

Bei Gießereien wird hinsichtlich der Produktionsleistung auf die Masse abgegossenen 

Flüssigmetalls abgestellt. Damit wird klargestellt, dass die Umweltrelevanz dieser 

Vorhaben insbesondere nicht durch die Masse verkaufsfähiger Gussteile bestimmt ist. 

 

Nummern 3.6, 3.7 und 3.9  

Hinsichtlich der Emissionshandelspflichtigkeit von Eisenmetallverarbeitungseinheiten 

in der Handelsperiode 2008-2012 wird zur Wahrung der Konsistenz mit der Zuteilung 

von Emissionszertifikaten durch die Fußnote klargestellt, dass diese Anlagen nur 

dann dem Emissionshandel unterliegen, wenn sie am Standort einer Anlage zur Ge-

winnung von Roheisen oder einer Anlage zur Weiterverarbeitung dieses Roheisens zu 

Rohstahl betrieben werden; dies gilt auch, wenn diese Anlagen von unterschiedlichen 

Betreibern betrieben werden. Die Anwendung der bisherigen Nr. IXb des Anhangs 1 

TEHG war uneinheitlich, da einzelne Länder einen räumlichen und genehmigungs-

rechtlichen Bezug der Verarbeitungsanlagen zu einem integrierten Hüttenwerk für 

erforderlich hielten. Mit der Formulierung der Fußnote wird nun klargestellt, dass die 

Einbeziehung der Verarbeitungsanlagen nach Nr. 3.6, 3.7, 3.9 allein davon abhängig 

ist, dass sie am Standort einer Anlage zur Gewinnung von Roheisen oder einer Anla-

ge zur Weiterverarbeitung dieses Roheisens zu Rohstahl betrieben werden. Die Klar-

stellung dient damit einer bundeseinheitlichen Festlegung emissionshandelspflichtiger 

Anlagen.  
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Nummer 3.9 

In Nummer 3.9 wurden gegenüber dem Anhang zur 4. BImSchV zur Klarstellung 

Kunststoffe als Trägermaterialen aufgenommen, da es hinsichtlich der Beschreibung 

der Anlage lediglich auf den metallischen Charakter der aufzutragenden Schutz-

schicht ankommt. 

 

Nummer 3.18 

Die am unteren Schwellenwert der Nummer 3.18.2 (20 Meter Länge der Schiffskör-

per oder –sektionen) erreichbare Größe von Schiffskörpern oder –sektionen in Brut-

toregistertonnen (BRT) hat einen so großen Abstand zum Schwellenwert der Num-

mer 3.18.1 (Bau von Seeschiffen mit 100 000 BRT oder mehr), dass trotz unter-

schiedlicher Parameter eine weitergehende Abgrenzung dieser beiden Nummern un-

tereinander entbehrlich ist. 

 

Nummer 3.25 

Für die Herstellung von Luftfahrzeugen wird das geltende Recht überführt. In Bezug 

auf die Reparatur von Luftfahrzeugen erfolgt eine Anpassung des Schwellenwertes 

an den tatsächlichen Umfang der technischen Ausstattung entsprechender Anlagen 

in Deutschland.  

 

 

4. Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel, Mineralölraffination und Weiter-

verarbeitung 

 

Nummer 4.1 

Die Einfügung des Klammerzusatzes in der Beschreibung der Anlagen zur Herstellung 

von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Umwandlung stellt gegenüber dem 

geltenden Recht klar, dass der Begriff der chemischen Umwandlung im Kontext der 

IVU-Richtlinie und der UVP-Richtlinie umfassend zu verstehen ist und alle Verfahren 

einschließt, bei denen eine chemische Umwandlung stattfindet. Der Begriff der "che-

mischen Umwandlung" kennzeichnet die Wirkungsweise des Prozesses ohne Techno-

logiebezug; daher sind unter dieser Nummer alle Anlagen zu subsumieren, deren 
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Verfahren auf "chemische Umwandlung" zur Herstellung von Stoffen gerichtet ist, 

insbesondere chemische, biochemische oder biologische Verfahren; insoweit sind 

insbesondere unter Nummer 4.1.19 auch die in der UVP-Richtlinie genannten biologi-

schen Verfahren erfasst; infolgedessen erfasst Nummer 4.1.19 (neu) auch die unter 

Nummer 4.3 (alt) aufgeführten Anlagen, wobei auf die Nennung bestimmter Verfah-

ren verzichtet werden konnte. Auch nach Einfügung des Klammerzusatzes unter 

Nummer 4.1 werden hier ausschließlich Anlagen und Verfahren der Chemischen und 

Pharmazeutischen Industrie sowie der Mineralölwirtschaft wie in der Nummer 4 auf-

geführt erfasst; die Herstellung von Nahrungs- und Genussmitteln ist nach den ein-

schlägigen Mengenschwellen der Nummer 7 genehmigungsbedürftig. 

 

Nummer 4.4 

Nummer 4.4 wurde ohne inhaltliche Änderung gegenüber dem geltenden Recht sys-

tematisch neu gegliedert, um die unterschiedlichen Anforderungen hinsichtlich der 

UVP-Pflicht sowie der Emissionshandelspflicht differenziert zuweisen zu können. 

 

 

5. Oberflächenbehandlung mit organischen Stoffen, Herstellung von bah-

nenförmigen Materialien aus Kunststoffen, sonstige Verarbeitung von Har-

zen und Kunststoffen 

 

Nummer 5.1 

Nummer 5.1 stellt gegenüber dem Anhang zur 4. BImSchV alle Anlagen zur Behand-

lung von Oberflächen, die ausschließlich hochsiedende Öle als organische Lösungs-

mittel enthalten vom Genehmigungserfordernis frei. 

 

Nummer 5.2 

Nummer 5.2 regelt für Anlagen zum Beschichten von Gegenständen einheitlich die 

Genehmigungsfähigkeit im vereinfachten Verfahren. 
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6. Holz, Zellstoff 

 

Nummer 6.3 

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Herstellung von Holzspanplatten, 

Holzfaserplatten und Holzfasermatten werden einheitlich im Verfahren ohne Öffent-

lichkeitsbeteiligung ermöglicht. 

 

 

7. Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel, landwirtschaftliche Erzeugnisse 

 

Nummer 7.1 

Für gemischte Bestände wurden die Einträge zur sachgerechten Abbildung der Erfor-

dernisse aus der UVP-Richtlinie und der IVU-Richtlinie entsprechend der möglichen 

Kombinationen neu strukturiert; bei derartigen Beständen (Rinder/Kälber zusammen 

mit anderen Tierarten) ist das weitergehende Genehmigungsverfahren einschlägig. 

 

Nummer 7.12 

Nummer 7.12 wurde gegenüber dem geltenden Recht zur Klarstellung neu struktu-

riert. Zugleich wurden Kleinsammelstellen für Tierkadaver, insbesondere in Tierarzt-

praxen, von der Genehmigungsbedürftigkeit freigestellt, soweit das Lagervolumen 

weniger als zwei Kubikmeter beträgt und es sich um ein gekühltes Lager handelt. 

 

Nummer 7.21 

Durch Aufnahme des Zusatzes „oder ähnlichen pflanzlichen Stoffen“ gegenüber dem 

geltenden Recht wird klargestellt, dass beispielsweise auch das Mahlen von Getreide 

zur Vergärung oder Verbrennung der Genehmigungsbedürftigkeit unterliegt. 

 

Nummer 7.23 

Nummer 7.23 stellt klar, dass die Erzeugung von Ölen oder Fetten die unmittelbare 

Herstellung einschließlich der Weiterverarbeitung, insbesondere der Raffination, bis 

zum Endprodukt umfasst. 
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Nummer 7.35 

Nummer 7.35 stellt klar, dass auch die Herstellung von Tiernahrungsmitteln (Futter-

mitteln) Nahrungsmittelproduktion ist. 

 

 

8. Verwertung und Beseitigung von Abfällen und sonstigen Stoffen 

 

Nummer 8.1 

Zum Abfackeln von Deponiegas oder anderen gasförmigen Stoffen gehört auch das 

Abfackeln gasförmiger Bestandteile in See-/Land-Übergabestationen für Mineralöl 

oder Gas. Diesem emissionshandelspflichtigen Tatbestand wird durch die gegenüber 

dem geltenden Recht neue Nummer 8.1.3 Rechnung getragen. 

 

Nummer 8.4 

Nummer 8.4 wird durch die Ergänzung „überwiegend manuelles Sortieren“ schärfer 

zur vorzugsweise mechanischen Behandlung nach Nummer 8.11.2 abgegrenzt. 

 

Nummer 8.6 

Mit der Ergänzung der Nr. 8.6.3 wird in Abgrenzung zu Nummer 1.13 klargestellt, 

dass beim Einsatz von Gülle in Biogasanlagen der Schwellenwert der Genehmigungs-

bedürftigkeit nach Art und Höhe unabhängig von der rechtlichen Qualifizierung des 

Einsatzstoffs an der Gasproduktionsleistung anknüpft. 

 

Nummer 8.9 

Nummer 8.9 wird der Terminologie der Verordnung über die Überlassung, Rücknah-

me und Umweltverträgliche Entsorgung von Altfahrzeugen (Altfahrzeug-Verordnung 

– AltfahrzeugV i.d.F. der Bek. vom 21. Juni 2002, BGBl. I 2214, zuletzt geändert 

durch Art. 7a VO zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung vom 22. Ok-

tober 2006, BGBl I S. 2298) angepasst. Danach sind Altfahrzeuge Fahrzeuge der 

Klassen M1, N1 sowie dreirädrige Kraftfahrzeuge (ohne dreirädrige Krafträder) im 

nicht trockengelegten Zustand. Zugleich wird klargestellt, dass sonstige Nutzfahrzeu-

ge, Busse oder Sonderfahrzeuge den Altfahrzeugen gleichgestellt sind. Die trocken-
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gelegten Restkarossen werden vom umfassenden Begriff der Eisen- und Nichteisen-

schrotte erfasst. 

 

Nummer 8.12 

Die bisherigen Nummern 8.12 und 8.13 des Anhangs zur 4. BImSchV werden in der 

neuen Struktur vereinheitlicht zusammengefasst. Durch die Formulierung für die 

Ausnahme vom Genehmigungserfordernis hinsichtlich der Güllelagerung in „Anlagen 

nach Nr. 8.6.3“ wird klargestellt, dass die zeitweilige Lagerung von Gülle in allen An-

lagen, die der Art nach der Nr. 8.6.3 entsprechen, greifen soll und nicht nur für die 

von Nr. 8.6.3 unter Berücksichtigung der dortigen Schwellenwerte erfassten Anlagen. 

Gülle ist im Sinne der unmittelbar geltenden Verordnung 1774/2002/EG zu verstehen 

und umfasst Exkremente und/oder Urin von Nutztieren mit oder ohne Einstreu. 

 

 

9. Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen und Zubereitungen 

Aufgrund des geänderten Zuschnitts der Zwölften Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV) – statt auf 

die Anlage wird auf den Betriebsbereich abgestellt – wurden zur Vermeidung von 

Widersprüchen die Nummern 9.3, 9.6, 9.8, 9.10. 9.12, 9.13 und 9.15 bis 9.35 des 

Anhangs zur 4. BImSchV gestrichen. Soweit Anlagen für sich genommen, die Voraus-

setzungen zur Einstufung als Betriebsbereich erfüllen, wurde ein am Pflichtenkreis 

der Störfall-Verordnung orientierter Genehmigungstatbestand in Nummer 10.2 ge-

schaffen. Für Anlagen zur Lagerung von Stoffen und Zubereitungen gemäß Nr. 9.4, 

9.5, 9.7, 9.14 und 9.36 stellen diese Nummern die vorrangige, da speziellere Rege-

lung dar. Die Nummern 9.1, 9.2, 9.11 und 9.37 sind generell der Nummer 10.2 nach-

rangig, wie in den einzelnen Nummern bestimmt. 

 

Nummern 9.1 und 9.2 

In den Nummer 9.1 und 9.2 wird das Merkmal „brennbar“ durch die physikalischen 

Parameter konkretisiert, mit denen dasselbe Merkmal in der zwischenzeitlich aufge-

hobenen Verordnung über brennbare Flüssigkeiten (VbF) konkretisiert war. Erfasst 

werden jedoch nur Anlagen, soweit diese nicht der Nummer 10.2 zuzuordnen sind. 
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Nummer 9.7 

Nummer 9.7 fasst die bisherigen Nummer 9.7 und 9.13 des Anhangs zur 4. BImschV 

ohne inhaltliche Änderung systematisch zusammen. 

 

Nummer 9.11 

Nummer 9.11 wurde um eine erleichternde Sonderregelung für Anlagen zur Erfas-

sung von Getreide, Ölsaaten oder Hülsenfrüchten, die überwiegend saisonal betrie-

ben werden, gegenüber dem Anhang zur 4. BImSchV erweitert. 

 

Nummer 9.37 

Die Nummer 9.37 ist erforderlich, um Anhang I und II der UVP-Richtlinie auch bezüg-

lich Anlagen zur Lagerung von petrochemischen und chemischen Erzeugnissen um-

zusetzen, die nicht die Voraussetzungen zur Einstufung als Betriebsbereich erfüllen. 

 

 

10. Sonstige Anlagen 

 

Nummer 10.1 

Nummer 10.1 erfasst die dem Sprengstoffrecht unterliegenden Anlagen. Folgerichtig 

wurde die Terminologie der des Sprengstoffrechtes angepasst. Anlagen zur Herstel-

lung von Explosivstoffen, die nicht dem Sprengstoffrecht unterliegen, werden von 

Nummer 4.1.20 erfasst.  

 

Nummer 10.2 

Nummer 10.2 unterwirft Anlagen, die für sich genommen die Voraussetzung zur Ein-

stufung als Betriebsbereich im Sinne der Störfallverordnung erfüllen, dem Genehmi-

gungsvorbehalt. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass derartige Anla-

gen grundsätzlich die Voraussetzungen des Ersten Buches des Umweltgesetzbuches 

erfüllen, die die Genehmigungsbedürftigkeit auslösen. Der Umfang des Genehmi-

gungsverfahrens ist am Umfang der Pflichten nach der Störfallverordnung orientiert. 

Der Begriff des Vorhandenseins von Erdöl, petrochemischen oder chemischen Stoffen 
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oder Erzeugnissen beinhaltet nach Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie 96/82/EG des Rates 

vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 

gefährlichen Stoffen (ABl. EG 1997 Nr. L 10 S. 13), geändert durch die Richtlinie 

2003/105/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 16. Dezember 2003 

(ABl. EU Nr. L 345 S. 97), ihr tatsächliches oder vorgesehenes Vorhandensein und 

umfasst damit auch die Kapazität der Lagerung im Sinne von Anhang I Nr. 21 der 

UVP-Richtlinie. Anlagen, die die Voraussetzung zur Einstufung gemäß § 1 Abs. 1 

Satz 2 der 12. BImSchV erfüllen, bedürfen – in Übereinstimmung mit den Bestim-

mungen der 12. BImSchV – grundsätzlich einer Genehmigung im Verfahren mit Öf-

fentlichkeitsbeteiligung. Die Übertragung aus dem Bereich 9 zur Nummer 10.2 erfolg-

te, da die 12. BImSchV nicht auf Lager begrenzt ist. 

 

Nummer 10.3 

In Nummer 10.3 werden Anlagen zur Behandlung der Abluft genehmigungsbedürfti-

ger Anlagen, die als eigenständige Anlagen betrieben werden, dem Genehmigungs-

vorbehalt unterworfen. Die Nummer 10.3 betrifft nur solche Abluftbehandlungsanla-

gen, die nicht Teil oder Nebeneinrichtung einer genehmigungsbedürftigen Anlage 

sind, insbesondere durch einen anderen Betreiber betrieben werden, als die Anlage, 

deren Abluft behandelt werden soll. Dadurch dass Nummer 10.3 erst greift, wenn die 

Anlage, deren Abluft behandelt werden soll, selbst genehmigungsbedürftig ist, wird 

sichergestellt, dass allein der Betrieb einer Abluftbehandlungsanlage in einer ansons-

ten nicht genehmigungsbedürftigen Anlage diese nicht zur genehmigungsbedürftigen 

Anlagen werden lässt. Damit wird in Analogie zu Abwasserbehandlungsanlagen, Ent-

wicklungen Rechnung getragen, die insbesondere in Industrieparks zur Errichtung 

und zum Betrieb zentraler thermischer Nachverbrennungsanlagen durch einen ande-

ren Betreiber geführt haben. 

 

Nummern 10.8 und 10.11 

Die unter Nummer 10.8 (alt) des Anhangs zur 4. BImSchV aufgeführten unterschied-

lichen Anlagenarten wurden aus systematischen Gründen in die Nummern 10.8 (neu) 

und 10.11 aufgespalten. 
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11. Leitungsanlagen und andere Anlagen 

Die Nummern 11.3 bis 11.9 überführen ohne inhaltliche Änderung die Nummern 19.3 

bis 19.9 der Anlage 1 zum UVPG. Wo erforderlich erfolgten redaktionelle Anpassun-

gen bei Verweisungen.  

 

Dabei ist der europa- und völkerrechtlich vorgegebene Begriff „Durchmesser“, der 

wie bisher weiterhin sowohl in der Anlage 1 zum UVPG  als auch im Energiewirt-

schaftsgesetz und in der Raumordnungsverordnung verwendet wird, wie folgt zu ver-

stehen: 

Unter der in den Nummern 11.3.bis 11.6 dieses Anhangs enthaltenen Formulierung 

"Durchmesser von mehr als 150 mm" etc. wird fachlich der Innendurchmesser als 

Nennweite verstanden. Mit der Nennweite (an Stelle Nennweite wird in der Praxis 

auch der Begriff des Nenndurchmessers verwendet) wird ein annähernder Innen-

durchmesser in ganzzahligen Werten beschrieben. Der tatsächliche Innendurchmes-

ser kann somit in bestimmten Toleranzen, um bei dem Beispiel zu bleiben, die 150 

mm unterschreiten aber auch überschreiten. Dennoch handelt es sich um ein Rohr 

mit dem Innendurchmesser DN 150. Maßabweichungen sind nicht nur auf Grund der 

Werkstoffdichte möglich, sondern können auch im Herstellungsprozess, in Abhängig-

keit des Materials, auftreten. Diese Toleranzen sind entsprechend den hierfür gelten-

den DIN- und ISO-Normen in bestimmten Grenzen zulässig. Diese fachliche Ausle-

gung wird gemäß einem Beschluss aus dem Jahre 2006 auch vom Ausschuss für 

Rohrfernleitungen (AfR) beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-

torsicherheit vertreten. 

 

 

12. Abfalldeponien 

Nummer 12.1 überführt ohne inhaltliche Änderung die Nummer 12 der Anlage 1 zum 

UVPG. 
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13. Wasserwirtschaftliche Vorhaben 

Nummern 13.1 bis 13.18 beinhalten grundsätzlich die Überführung der Nummern 

13.1 bis 13.16 der Anlage 1 zum UVPG in den  Anwendungsbereich des UGB I. 

Gegenüber der bislang geltenden Anlage 1 zum UVPG werden jedoch die dort vorge-

sehenen „L“-Vorhaben nunmehr abschließend im Bundesrecht konkretisiert. Diese 

Kategorie „L“ beruhte darauf, dass nach der früheren Verfassungslage für bestimmte, 

kleinere wasserwirtschaftliche Vorhaben in Verbindung mit § 3d UVPG lediglich einen 

Regelungsauftrag für die Länder festgelegt werden konnte, auf Grund dessen das 

Landesrecht regelte, unter welchen Voraussetzungen eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung (UVP) durchzuführen ist (vgl. auch Bundestagsdrucksache 14/4599, S. 68 - 71). 

Auf Grund der Föderalismusreform (vgl. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 

vom 28. August 2006, BGBl. I S. 2034) wurde die frühere Rahmengesetzgebungs-

kompetenz des Bundes nach Artikel 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Grundgesetzes a.F. 

durch eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 74 Nr. 

32 des Grundgesetzes ersetzt. Im Kontext des Umweltgesetzbuchs erfolgt daher eine 

Regelung aller UVP-rechtlich relevanten wasserwirtschaftlichen Vorhaben im Bundes-

recht, um das damit verbundene Deregulierungs- und Harmonisierungspotential zu 

nutzen. 

Die festgelegten Schwellenwerte für diese wasserwirtschaftlichen Vorhaben nach An-

hang II der UVP-Richtlinie beruhen im Schwerpunkt auf entsprechenden Empfehlun-

gen der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) aus dem Jahre 2001 für die Um-

setzung der wasserwirtschaftlichen Regelungsaufträge des im Jahre 2001 geänderten 

UVPG. Ergänzend wurden die tatsächlich erlassenen landesrechtlichen Vorschriften 

für die Umsetzung der wasserwirtschaftlichen Regelungsaufträge am Maßstab einer 

konsistenten Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben einbezogen und vereinheit-

licht.  

Zudem werden die wegen der bislang bestehenden Kompetenzlage nur im Landes-

recht geregelten wasserwirtschaftlichen Vorhaben nach Nummer 13.16 und 13.17 

erstmals in das Bundesrecht überführt und die Nummern 13.10 und 13.11. um See-

häfen entsprechend den Vorgaben der UVP-Richtlinie ergänzt. 

___ 
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